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n  Mit der Novellierung des Sparkassenge-
setzes will die schwarz-gelbe Koalition in Kiel 
die Kapitalbasis der Sparkassen in Schleswig-
Holstein st!rken. Der Gesetzentwurf sieht daf#r 
Minderheitsbeteiligungen von bis zu 25,1 Pro-
zent innerhalb des Sparkassensektors vor.
ªDie Novellierung des Sparkassengesetzes ist 
eines der ersten wichtigen Gesetzesvorhaben 
der Regierungsfraktionen von CDU und FDP, 
mit dem wir f#r mehr Wachstum und Besch!f-
tigung in Schleswig-Holstein sorgen. Indem wir 
den Sparkassen eine verbesserte Eigenkapital-
ausstattung erm$glichen, st!rken wir ihre Wett-
bewerbsposition als unverzichtbare dritte S!ule 
unserer Bankenlandscha%. Nur starke Sparkas-
sen sind in der Lage, ihren $&entlichen Au%rag 
zu erf#llen und k$nnen unsere heimische Wirt-
scha% ausreichend mit Krediten versorgenª, er-
kl!rte der 'nanzpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Tobias Koch.

Schleswig-Holstein sei nicht das erste und 
einzige Bundesland, das sein Sparkassengesetz 
!ndert. Hessen, Rheinland-Pfalz, Bremen und 
Nordrhein-Westfalen seien diesen Weg be-
reits in !hnlicher Form gegangen. In allen vier 
Bundesl!ndern werde Stammkapital bzw. so 
genanntes Tr!gerkapital durch Einlagen und 
durch Umwandlung von R#cklagen gebildet. 
¹Die Gesetze in all diesen L!ndern sind schon 
einige Jahre in Kra%, sie waren keineswegs Ein-
fallstor f#r eine Privatisierung und sie haben 
bislang noch nicht einmal zu juristischen Aus-
einandersetzungen gef#hrtª, so der CDU-Bank-
experte.

Bei der Gesetzesverabschiedung werde man 
letztendlich abzuw!gen haben, zwischen einem 
theoretischen Restrisiko und dem praktischen 
Nutzen zur St!rkung der Eigenkapitalbasis 
und der Kreditvergabef!higkeit der Sparkassen. 

Koch: ¹Wir k$nnen auch nicht die Augen davor 
verschlieûen, dass die beiden gr$ûten Sparkas-
sen in unserem Land mittlerweile zu St#tzungs-
f!llen geworden sind und der Kapitalbedarf 
bereits jetzt nicht mehr allein in Schleswig-Hol-
stein aufgebracht werden kannª.
 Gerade diese St#tzungsf!lle zeigten, welche 
Gefahr in dem bestehenden Instrument der 
Fusion von Sparkassen liege. Die regionale 
Bindung ginge bei immer gr$ûeren Gebilden 
zunehmend verloren und die Schie(age eines 
Fusionspartners reiûe anschlieûend die ganze 
Groûsparkasse mit in den Abgrund.
Die M$glichkeit von Minderheitsbeteiligungen 
sei deshalb genau die richtige Antwort auf die 
erkannten Probleme: Sie verscha&e den Spar-
kassen ein zus!tzliches Instrument zur Ver-
besserung ihrer Eigenkapitalausstattung und 
erm$gliche eine kapitalunterlegte Zusammen-
arbeit regional selbst!ndiger Institute, ohne dass 
dabei gleich der Weg einer Fusion eingeschlagen 
werden m#sse. Neben der St!rkung des Eigen-
kapitals und dem Erhalt regional eigenst!ndiger 
Institute trage der Gesetzentwurf auûerdem da-
f#r Sorge, dass der $&entlich-rechtliche Status 
der Sparkassen gewahrt bleibe.
 Koch widersprach der Kritik, mit dem Ge-
setzentwurf w#rde den kommunalen Tr!gern 
die M$glichkeit einger!umt, Sparkassenanteile 
zu verscherbeln, um ihren Haushalt auf Kosten 
der Sparkassen zu sanieren. Diese Verantwor-
tungslosigkeit k$nne er bei den kommunalen 
Tr!gern nicht erkennen, so Koch. Die jahrzehn-
telange Erfahrung zeige, dass sich die kommu-
nalen Tr!ger ihrer Verantwortung gegen#ber 
den Sparkassen immer sehr wohl bewusst wa-
ren und in den allermeisten F!llen sogar auf die 
ihnen zustehenden Aussch#ttungen verzichtet 
haben.

 Der CDU-Politiker !uûerte die Ho&nung, 
dass trotz dieser unberechtigten und stark #ber-
trieben Kritik am vorliegenden Gesetzentwurf 
sachorientierte Beratungen durchgef#hrt wer-
den k$nnten.  Drs.: 17/250

Tobias Koch
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Der SPD-Landes-
vorsitzende hat 
bereits mehrfach 
versucht, eigene 
Fehler dadurch zu 
rechtfertigen, dass 
er den politischen 
Gegner belastete 
± zumeist die CDU. 
Wenn Kritik an Ralf 
Stegner "#entlich 
wurde, dann erinnerte dieser immer wieder an 
¹Barschel-Methodenª.
Am 20. Februar wurde durch eine Vorab-Meldung 
des Focus bekannt, dass Herr Stegner etwa 9000 
Euro der Gelder, die er als Aufsichtsratsmitglied der 
HSH-Nordbank in Rechnung gestellt hatte, nicht an 
das Land abgef$hrt hatte. Das ganze Wochenende 
berichteten die Medien, dass Herr Stegner sich als 
Opfer einer ¹Verleumdungskampagneª sehe. Er 
sprach von Rufmord und bem$hte wieder einmal 
den ¹Barschelvergleichª.
Am 23. Februar berichtete der Focus-Redakteur, 
dass Herr Stegner am Freitag versucht hatte, mit 
einer Klageandrohung die Ver"#entlichung des 
Artikels zu verhindern. Nahezu zeitgleich wurde 
bekannt, dass Herr Stegner nach Pr$fung der 
Rechtslage einen Rechtsirrtum einr%ume und nun 
8800 Euro zur$ckzahlen wolle. Er sei durch die 
Landesregierung falsch beraten worden, wolle aber 
niemanden diskreditieren und deshalb keine Namen 
nennen. Und er erstattete Anzeige gegen unbekannt, 
weil der betre#ende Schri&verkehr den Focus 
erreicht hatte. 
Es ist das typische Muster, das wir aus allen 
bisherigen Streitf%llen mit Herrn Stegner kennen: 
Zun%chst behauptet der politische Gegner Unwahr-
heiten, die dann auch noch von der ¹Konservativen 
Presseª $bernommen werden, um ihm zu schaden. 
Dann ist er falsch informiert worden, und schlieûlich 
sind diejenigen Schuld, die sein Vergehen "#entlich 
gemacht haben.
Fakt ist: Derjenige Politiker, der wie kaum ein 
anderer $ber gierige Banker, Manager, Erben, das 
mittelst%ndische Hotelgewerbe und Politiker anderer 
Parteien hergezogen hat, ist erwischt worden, als er 
Geld f$r Aufsichtsratst%tigkeiten bei der HSH-Nord-
bank f$r sich behielt, das ihm nicht zustand. Fakt 
ist weiter, dass er erst bereit war, dieses Geld zur$ck 
zu zahlen, nachdem dies "#entlich wurde. Vorher 
hat er eine R$ckzahlung abgelehnt. Vorher hat er 
mit allen Mitteln versucht, die Ver"#entlichung zu 
verhindern. Fakt ist ferner, dass Herr Stegner wieder 
einmal zun%chst $berhaupt keinen Fehler in seinem 
Verhalten erkennen konnte, und nachdem er es 
erkannt hat, die Schuld f$r sein Vergehen bei allen 
sucht, nur nicht bei sich selbst.
Den Versuch Stegners, sich nun in der '#entlichkeit 
als Opfer darzustellen, sollten wir ihm auch deshalb 
nicht durchgehen lassen.

Herzlichst Ihr
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n  Am 1. M!rz tritt das neue Bundesnatur-
schutzgesetz in Kra%. Dieses w#rde bestehende 
schleswig-holsteinische Normen und Standards 
verdr!ngen. ¹Die Folgen f#r das Land w!ren un-
absehbarª, so der umweltpolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Dr. Michael von Aber-
cron. Aus diesem Grund hat sich die Koalition des 
Au)ruchs aus CDU und FDP z#gig darangesetzt, 
auch das Landesnaturschutzgesetz zu #berarbei-
ten. 
 ¹Dass wir jetzt die Anpassung zum 1. M!rz 
rechtzeitig gescha* haben, ist sehr erfreulich, 

weil es Rechtssicherheit scha*+ª, erl!uterte von 
Abercron vor der Abstimmung im Landtag.
 Das groûe Ziel sei es gewesen, die bestehenden 
Standards des alten Gesetzes so weit wie m$g-
lich zu erhalten. ¹Denn seit 2007 haben wir sehr 
positive Erfahrungen mit unserem Landesnatur-
schutzgesetz sammeln k$nnenª, so der CDU-Ab-
geornete. Von Abercron betonte weiterhin, dass 
ein Gesetz alleine nicht in der Lage sei, die Natur 
zu sch#tzen. Vielmehr komme es darauf an, alle 
zu motivieren, sich aktiv am Naturschutz zu be-
teiligen. Daher vertrete er weiterhin das Prinzip 
¹so viel Verbote wie n$tig und so viel Anreize wie 
m$glichª.
 Bereits das urspr#ngliche Gesetz von 2007 
verfolgte das Ziel, die Stimmung zwischen so ge-
nannten ¹Nutzernª und ¹Sch#tzernª zu entspan-
nen. Viele gute Projekte seien seitdem gemeinsam 
entwickelt worden. Genau daran m#sse man wei-
ter arbeiten. Denn weder die Verwaltung noch 
die Ordnungsbeh$rden k$nnten weiter ausgebaut 
werden und die Probleme des Naturschutzes al-
leine l$sen. ¹Was wir brauchen, ist eine m$glichst 
breite Zustimmung zum Naturschutz+ Wir setzen 
auf Kooperation und m$glichst viel Freiwillig-
keit+ª Geld wolle die Koalition lieber f#r Projekte 
ausgeben, die der Natur vor Ort n#tzen und nicht 
f#r B#rokratie, so von Abercron abschlieûend. 
Drs.: 17/108 u. 17/235

Dr. Michael von Abercron
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n  In der Debatte um den Bericht der Lan-
desregierung zum ¹UNESCO Weltnaturerbe 
Wattenmeerª hob der Dithmarscher CDU-
Landtagsabgeordnete Karsten Jasper die 
Notwendigkeit einer ¹Image bildenden und 
Identit!t scha&enden Kampagne mit hoher 
Reichweiteª hervor.
 Das Wattenmeer sei mit seiner Ernennung 
zum Weltkulturerbe auf eine Stufe mit dem 
Grand Canyon und der Serengeti gestellt wor-
den. Das sei eine besondere Auszeichnung f#r 
die Region an der Westk#ste. ¹Dieser enorme 
Imagegewinn ist wichtig f#r die touristische 
Entwicklungª, so Jasper. Ohne ein professi-
onelles Marketing mit einem ausreichenden 
Finanzbudget k$nnten die Potentiale jedoch 
nicht voll ausgesch$p% werden. Daher for-
derte Jasper, einen gemeinsamen Fonds ein-
zurichten. 

 Der CDU-Politiker begr#ûte in diesem Zu-
sammenhang die von den Kreisen Dithmar-
schen und Nordfriesland gemeinsam mit der 
Nordsee-Tourismus-Servicegentur gestartete 
Initiative, der bereits 120.000 Euro zur Verf#-
gung stehen. Es sei jetzt Aufgabe der Landesre-
gierung zu pr#fen, ob zus!tzliche F$rdermittel 
bereit gestellt werden k$nnten, so Jasper ab-
schlieûend. Drs.: 17/81 neu u. 17/228

Karsten Jasper
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n  Mit den Stimmen von CDU und FDP be-
schloss der Landtag einen Antrag zur Sicherung 
des Landestheaters Schleswig-Holstein. ¹Wir 
schlagen damit ein zielgerichtetes Verfahren vor. 
Unter der Moderation des zust!ndigen Ministe-
riums soll ein Gesamtkonzept mit Tr!gern und 
Gesellscha%ern des Landestheaters, der 4eater 
in Kiel und L#beck, der Eutiner Festspiele und 
den kommunalen Spitzenverb!nden entwickelt 
werden, um eine tragf!hige und zukun%sf!hige 
Struktur f#r ein niveauvolles, landesweites 4e-
aterangebot zu gew!hrleistenª, erkl!rte dazu der 
kulturpolitische Sprecher Wilfried Wengler. 

Trotz der angespannten Finanzlage soll ein 
niveauvolles 4eaterangebot erhalten werden. 
Gleichzeitig werden das Landestheater und die 
4eater in Kiel und L#beck sowie die Eutiner 
Festspiele aufgefordert, ihre Organisations- und 
Marketingstrukturen auf den Pr#fstand zu stel-
len, Ressourcen gemeinsam zu nutzen und so 
Synergiee&ekte zu erzielen. ¹Uns geht es darum, 
die kulturelle Versorgung im st!dtischen und 
l!ndlichen Raum sowie die Qualit!t der 4ea-
ter in Schleswig-Holstein nachhaltig zu sichern 
und Kosten zu sparenª, so Wengler. 

Der Kulturpolitiker stellte eingangs fest, dass 
auch ihm seine Rede nicht leicht falle. ¹Ich kann 
alle B#rgerinnen, B#rger, Gruppen und Institu-
tionen verstehen, die um den ungeschm!lerten 
Erhalt ihres Landestheaters k!mpfen. Aber es 

muss auch gestattet sein, dieses 4ema nicht nur 
aus dem regionalen Blickwinkel zu betrachtenª, 
so Wengler. Er erkenne vorbehaltlos die An-
strengungen der K#nstler zur Sanierung in den 
zur#ckliegenden Jahren an, und insbesondere 
der Haustarifvertrag mit den selbst auferlegten 
Einschr!nkungen f#r Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern genieûe seine gr$ûte Hochach-
tung. Er k$nne sich jedoch auch eine Kritik an 
den Leitungsgremien nicht ersparen. ¹Man hat 
die vergangenen vier Jahre nicht dazu genutzt, 
vorsorglich landes#bergreifend Konzept- und 
Struktur#berlegungen zu entwickeln, die der 
heutigen Situation angemessen sind. Sich jetzt 
nur hinzustellen und vom Land die Schlieûung 
'nanzieller L#cken zu fordern, ist zu einfach 
und zu wenigª, so Wengler.
 Er stellte folgende Rechnung auf: Basierend 
auf der Spielzeit 2008/2009 betrug der durch-
schnittliche Preis einer Eintrittskarte f#r das 
Landestheater ca. 16 bis 15 Euro, d. h. jede ver-
kau%e Karte wurde aus $&entlichen Mitteln - 
FAG- und Gesellscha%erbeitr!gen - mit rd. 130 
Euro subventioniert. Das sei eine Relation von 
Einnahmen zu Subventionen von eins zu neun. 
¹F#r mich stellt sich hier die Frage, was will, was 
muss und zu vorderst kann sich unser Land f#r 
die Alimentation der 4eaterkultur zuk#n%ig 
noch leisten? Wir werden auch im kulturellen 
Bereich um Einsparungen nicht herumkom-

Wilfried Wengler

men und zwangsweise werden wir uns daher 
auf schmerzha%e Einschnitte im gesamten kul-
turellen Angebot einstellen m#ssenª, so Weng-
ler. Keinesfalls zeichne sich jedoch das von der 
Opposition gezeichnete Untergangsszenario ab, 
weder f#r die 4eaterkultur in Schleswig-Hol-
stein noch f#r ein einzelnes 4eater. ¹Es ist die 
Chance, sich auf die gegebene Haushaltssitua-
tion einzustellen und gesicherte Planungen f#r 
die Zukun% zu erm$glichenª, so der Kulturpo-
litiker abschlieûend. Drs.: 17/280, 17/306 u. 
17/390
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n  ¹Ziel ist es, die Gleichstellung von Frauen 
und M!nnern weiterhin zu f$rdern und vor-
anzutreibenª, erwiderte die frauenpolitische 
Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Katja 
Rathje-Ho&mann, auf den Antrag der Frakti-
on DIE LINKE. DIE LINKE hatte gefordert, 
den internationalen Frauentag als gesetzlichen 
Feiertag einzuf#hren. ¹Um De'zite bei der 
Gleichstellung auszugleichen bedarf es kon-
kreter gesellscha%licher, wirtscha%licher und 
politischer Maûnahmenª, so Rathje-Ho&mann. 
Man brauche viel mehr die gleichen Aufstiegs- 
und Karrierechancen, eine Angleichung der 
Einkommensverh!ltnisse sowie eine verbes-
serte Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
¹Ein symbolischer Feiertag mit Blumen und 
staatlich verordneten Ka&eekr!nzchen, wie in 
der ehemaligen DDR, ist wenig Ziel f#hrend 
und dazu noch v$llig unrealistischª, so die 
frauenpolitische Sprecherin. Die noch beste-
henden Benachteiligungen allein durch einen 
symbolischen Feiertag beseitigen zu k$nnen, 
erteilte Rathje-Ho&mann abschlieûend eine 
klare Absage. Drs.: 17/273Katja Rathje-Hoffmann
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n  Der innenpolitische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, Werner Kalinka, sch#ttelte 
nur mit dem Kopf. Die GR;NEN und DIE 
LINKEN hatten eine verp(ichtende nament-
liche Kennzeichnung von Polizeibeamten ge-
fordert. In der vergangenen Plenardebatte be-
tonte der Innenexperte der CDU, dass dieser 
Antrag das ¹unertr!gliche Misstrauen gegen#-
ber unseren Polizeibeamtenª o&enbare.  
 Gerade SEK und Hundertscha%en h!tten 
schwerste Arbeit und Dienste zu leisten ± sei es 
bei ;berf!llen, bei gewaltt!tigen Demonstrati-
onen oder gegen die Rockerkriminalit!t. Man 
k$nnte nicht von diesen Beamten verlangen, 
dass sie sich immer mehr Gefahren aussetzen 
und auch noch Angst um ihre Familie haben 
m#ssten, weil ihre Namen bekannt sind. ¹Da-
tenschutz gilt auch f#r Polizeibeamte+ Anony-
mit!t in bestimmten Gefahrenlagen und Da-
tenschutz sind gerade auch f#r Polizeibeamte 
ein hohes Gut+ª, so Kalina weiter. 

Werner Kalinka

 Immer mehr Polizeibeamte seien Angri&en 
im Dienst ausgesetzt, auch vor der Privatsph!-
re werde nicht halt gemacht. Die Gewerkscha% 
der Polizei <GdP= berichte von Drohungen und 
Stalking bis in den famili!ren Bereich. Rund 
700 Polizeibeamte wurden 2009 im Dienst 
zum Teil schwer verletzt. ¹Angesichts dieser 
Fakten w!re es angezeigt, mehr Solidarit!t mit 
der Polizei zu zeigen, statt ihnen weitere Bela-
stungen aufzuerlegenª, erkl!rte der CDU-Ab-
geordnete. 
 Scharf habe die GdP die Fraktionen von 
B#ndnis 90/Die Gr#nen und DER LINKEN 
f#r diesen Antrag kritisiert. Nicht nur wegen 
des Inhaltes und weil es ihnen ¹an Sachkennt-
nisª fehle, sondern vor allem auch, weil Sie das 
angebotene Gespr!ch nicht genutzt h!tten, so 
Kalinka in der Landtagsdebatte. ¹Dialogbereit-
scha% ist eine wichtige Voraussetzung f#r gute 
Entscheidungen ± daran sollten sich auch die 
Antragsteller messen lassen.ª 

 Zum Abschluss seiner Rede machte Kalinka 
die Position der CDU nochmals ganz deutlich: 
¹Solidarit!t mit der Polizei gerade in dieser 
schwierigen Zeit und keine unn$tigen Bela-
stungen der Beamten+ª Drs.: 17/251
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n  Die rechtsextremen Demonstrationen im 
M!rz in L#beck bewegten den Landtag in seiner 
letzten Plenartagung. Am Ende verabschiedete 
der Landtag eine von CDU, FDP, SPD, Gr#ne 
und SSW gemeinsam eingebrachte Resolution, 
in der er seine ablehnende Haltung gegen Rechts-
extremismus entschlossen und entschieden zum 
Ausdruck bringt und neben einem Aufruf zur 
gewaltfreien Zivilcourage seine Aufmerksam-
keit auch den beteiligten Polizeibeamten widmet 
und ihnen Dank und Respekt ausdr#ckt. Ein 
Gegenantrag DER LINKEN wurde entsprechend 
abgelehnt, da dieser zwar von einem friedlichen 
Schleswig-Holstein ausging, aber gleichzeitig im 
Text Blockaden lobte. 
 ¹Einen ausdr#cklichen Aufruf zum Verzicht 
auf jede Gewalt ± so wie wir es in unserem Antrag 
vorschlagen ± sucht man vergebensª, kritisierte 
der innenpolitische Sprecher der CDU-Land-

tagsfraktion, Werner Kalinka, den Antrag DER 
LINKEN. ¹Sie wollen also o&enbar die f#r L#beck 
angek#ndigten Gegendemonstrationen allesamt 
± und vollkommen undi&erenziert ± gutheiûen. 
Und das kann man angesichts der Tatsache, dass 
es auch in diesem Jahr wieder mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu Gewalt am Rande der Demons-
trationen kommen wird, einfach nicht machen+ª
Gewalt ± egal von welcher Seite ± sei kein Mittel 
einer zivilisierten Gesellscha%. Und dies m#sse 
der Landtag angesichts der Ereignisse, die vor uns 
liegen, eindeutig, klar und unmissverst!ndlich 
aussprechen, so der Innenexperte weiter. Wer 
die Art von Demonstrationen mit wachen Augen 
beobachte ± auf der einen Seite ein Aufzug von 
Neonazis, auf der anderen Seite Gegendemons-
tranten, und dazwischen die Polizei ± der m#sse 
gesehen haben, was f#r eine schwierige Aufgabe 
es sei, die den Polizeibeamten jedes Mal aufs Neue 

abverlangt werde. Kalinka: ¹Manchmal sogar un-
ter Einsatz ihrer Gesundheit m#ssen sie sich f#r 
uns zwischen die Extremisten der beiden Lager 
stellen und gewaltt!tige ;bergri&e verhindern.ª
 Der Staat k$nne es nicht hinnehmen, dass ge-
waltbereite T!ter aus dem einen oder dem ande-
ren Lager ungebremst auf einander losgehen und 
es zu k$rperlichen Auseinandersetzungen oder 
gar mehr komme. 
 Der Rechtsstaat k$nne aber auch nicht einfach 
das Recht auf freie Meinungs!uûerung und die 
Versammlungsfreiheit beschneiden, solange von 
Demonstranten kein Gesetz verletzt werde. ¹Der 
Rechtsstaat hat in dieser schwierigen Situation 
vielmehr auch die unanst!ndigen, abstoûenden 
und widerw!rtigen rechtsextremen Meinungen 
zu ertragen, und in der demokratischen Zivilge-
sellscha% haben gegen den Rechtsextremismus 
vor allem das bessere Argument und die Vernun% 
zu siegenª, so Kalinka abschlieûend.
Drs.: 17/276 u. 17/329

J&%4$+()2$'+$&)$5+M089+(),+0(-+$&)$'+J0),

n  ¹Eine gute, e&ektive Arbeitsmarktpolitik 
zeichnet sich h!u'g dadurch aus, dass vor Ort 
und regional gearbeitet wird. Dort kennt man 
die Situation, auch pers$nliche Kontakte helfen 
nicht selten, Arbeitsangebote zu realisierenª, so 
der Landtagsabgeordnete Werner Kalinka in der 
Debatte des Landtages. Deshalb sei es wichtig, 
dass  Kommunen optieren k$nnten und die be-

stehenden Regelungen entfristet  wie ausgeweitet 
w#rden. Kalinka: ¹Dies w#nschen wir uns von 
den Berliner Entscheidungen.ª Hinsichtlich der 
Regelungen zu den Job-Centern sei schnelles 
Handeln notwendig: ¹Die Menschen warten auf 
Entscheidungen.ª Sie m#ssten erkennen k$nnen, 
dass ihre Sorgen bei den Weichenstellungen im 
Mittelpunkt st#nden. Die Hilfen ¹unter einem 

Dachª und ¹aus einer Handª m#ssten verfas-
sungsfest und e&ektiv sein. Die 'nanziellen M$g-
lichkeiten seien nicht gr$ûer geworden. Deshalb 
m#sse genau gewichtet werden, wohin und in 
welcher Form nach dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichtes weitere Hilfen angezeigt seien. Im 
Mittelpunkt m#ssten die Kinder und H!rtef!lle 
stehen. Die Gr#nen wollten den Regelsatz auf 620 
> erh$hen, DIE LINKE auf 500 >. 
weiter auf der n%chsten Seite
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Ursula Sassen

n  Auf Antrag der FDP-Fraktion befasste sich 
der Schleswig-Holsteinische Landtag im Rah-
men einer ¹aktuellen Stundeª mit der Debatte 
#ber das Hartz IV-Gesetz. Anlass waren die 
viel diskutierten @uûerungen von FDP-Chef 
Guido Westerwelle. Dieser hatte bemerkt, die 
Diskussion #ber das Bundesverfassungsge-
richtsurteil trage zum Teil sozialistische Z#ge, 
und von ¹sp!tr$mischer Dekadenzª gespro-
chen. Der schleswig-holsteinische SPD-Lan-
desvorsitzende Ralf Stegner hatte Westerwelle 
darauf hin als ¹deutschen Haiderª bezeichnet, 
und die FDP  in einer Internetmitteilung als 
¹liberal-marktradikal-asozialª buchstabiert. 
Der FDP-Fraktionsvorsitzende forderte Steg-
ner in der Debatte auf, sich zu entschuldigen, 
was dieser ablehnte. 
 Der Vorsitzende der schleswig-holstei-
nischen CDU-Landtagsfraktion sprach in 
seinem Debattenbeitrag drei zentrale Ge-
rechtigkeitsfragen f#r die Bundesrepublik 
Deutschland an: ¹Der Sozialstaat muss den 
wirklich Bed#r%igen wirksam helfen, er muss 

weiter von der vorherigen Seite
Eine klare Positionierung der SPD sei noch nicht 
erkennbar. Sie m#sse sich entscheiden, f#r was 
und in welcher H$he sie Mehrausgaben bef#r-
worte. In ihrem Antrag heiût es, es d#rfe keine 
K#rzung ¹der Mittel f#r Arbeitssuchendeª geben. 
Zu einem fr#heren Zeitpunkt der Debatte habe der 

Fraktionsvorsitzende Dr. Ralf Stegner allerdings 
umfangreiche Forderungen zur Sozial- und Bil-
dungspolitik gestellt. Darauf Kalinka: ¹W#nsch-
Dir-Was-Debatten schaden einer zukun%sorien-
tierten Sozialpolitik. Nur realistische Positionen 
bringen die Debatte voran.ª Drs.: 17/230, 17/2X6, 
17/2X7, 17/22, 17/37 u. 17/203

Dr. Christian von Boetticher

f#r Gerechtigkeit zwischen den Generationen 
sorgen und er muss seine Leistungstr!ger ge-
recht behandelnª, erkl!rte von Boetticher.
Als Beispiel f#r die Frage, ob der Staat wirk-
lich immer den Bed#r%igen helfe, nannte von 
Boetticher das Kindergeld: ¹Ich bezwei(e, 
dass wirklich auch wohlhabende oder reiche 
Eltern dieses Geld wirklich ben$tigen. Hier 
und auch in vielen anderen F!llen k$nnte 
statt mit der Gieûkanne besser punktgenau 
geholfen werdenª.
 Der CDU-Politiker erinnerte daran, dass 
viele Rentner, die ihr Leben lang gearbeitet 
und sowohl in die Arbeitslosen- als auch in 
die Rentenversicherung eingezahlt h!tten, 
heute von einer Rente unter Hartz IV-Ni-
veau lebten: ¹Diese Menschen haben gelernt, 
damit auszukommen. Sie verstehen nicht, 
weshalb Menschen, die nicht arbeiten, im-
mer mehr zus!tzliche Leistungen von der 
Gemeinscha% gezahlt bekommenª, so von 
Boetticher.
 Der Fraktionschef betonte, dass 5,5 Milli-
onen Menschen in Deutschland heute mehr 
als X5 Y der Einkommensteuer zahlten: ¹Wir 
k$nnen deren Solidarit!t nicht unbegrenzt 
einfordern. Dazu geh$rt auch, dass wir diese 
Leistungstr!ger, die am Ende das Staats- und 
Sozialwesen zahlen, nicht als gierige Ra[es 
beschimpfenª, so von Boetticher.

 Der CDU-Fraktionschef erkl!rte, FDP-Chef 
Westerwelle habe mit den falschen Begri&en 
eine wichtige Diskussion angestoûen. Be-
kanntlich sei das r$mische Reich nicht an De-
kadenz gescheitert. Historiker seien sich einig, 
dass Rom zugrunde ging, weil der technische 
Vorsprung gegen#ber anderen L!ndern nicht 
gehalten werden konnte, die Aufgaben des 
Reiches zu schnell wuchsen und deshalb nicht 
'nanziert werden konnten, und weil am Ende 
einzelnen unf!higen Verantwortungstr!gern 
die Absicherung ihrer eigenen Macht wich-
tiger war als das Gemeinwohl:
 ¹Deutschland war einmal das Land der Er-
'nder und die Apotheke der Welt. Heute sind 
wir eher technologiefeindlich. Wir m#ssen 
uns auf die Ver!nderung der Arbeitsm!rkte 
durch die Globalisierung einstellen, wir m#s-
sen in der oben geschilderten Weise die so-
zialen Sicherungssysteme neu aufstellen und 
wir m#ssen die maroden, $&entlichen Finan-
zen in Ordnung bringen, ansonsten droht uns 
± wie dem r$mischen Reich ± der Abstieg. Mit 
dieser Mahnung hatte der FDP-Chef Rechtª, 
so von Boetticher. Der CDU-Fraktionschef 
machte deutlich, dass in der laufenden Plenar-
debatte noch mehrere Tagesordnungspunkte 
zu diesem wichtigen 4ema anst#nden, in 
denen dann einzelne Aspekte zu diskutieren 
seien.

M'"9$),$5+V'32$50)*$%+$)2-89%"--$)+B$*$*)$)

n  Der letzte Bericht der Landesregierung 
zur (!chendeckenden haus!rztlichen Ver-
sorgung stammt aus dem Jahr 200X. Seitdem 
hat sich die Lage erheblich verschlechtert. Die 
Kassen!rztliche Vereinigung in Schleswig-
Holstein hat festgestellt, dass in den n!chsten 
sechs Jahren etwas 900 Haus!rzte in den Ru-
hestand gehen. Denn 20 Prozent der Medizi-
ner in Schleswig-Holstein sind bereits heute 
#ber X0 Jahre alt. Allein bis 2012 m#ssten sich 
600 neue Haus!rzte niederlassen. Das sei nicht 

realisierbar und mache deutlich, vor welchen 
Problemen man stehe.
 Die gesundheitspolitische Sprecherin der 
CDU-Landtagsfraktion, Ursula Sassen, sagte 
dazu: ¹Hausarztsitze in der Fl!che d#rfen 
nicht verloren gehen oder von Medizinischen 
Versorgungszentren <MVZ= aufgekau% wer-
den, denn die niedergelassenen @rzte garan-
tieren ein St#ck Lebensqualit!t in l!ndlichen 
Regionen.ª 

weiter auf der n%chsten Seite
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n  2016 startet die n!chste F$rderperiode auf 
EU-Ebene, die unterschiedliche nationale In-
teressen verbinden muss. Der agrarpolitische 
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Heiner 
Rickers, betonte, dass man heute beginnen 
m#sse, die eigenen Ideen in entsprechenden 
politischen Gremien zu bringen. Nur so erhalte 
man eine zielgerichtete F$rderung zum Wohle 
des Landes und der Landwirtscha%. Diesem Ziel 
diene der Antrag, den die Koalitionsfraktionen 
eingebracht haben.
 Rickers forderte, das bisher erfolgreiche 
2-S!ulen-Modell der GAP, der gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU, mit einer Direktzahlung 
aus der 1. S!ule zum Erhalt einer (!chen-
deckenden Landwirtscha% und der 2. S!ule f#r 
die Entwicklung der l!ndlichen R!ume in seiner 
bisherigen Form und H$he m$glichst nicht zu 
ver!ndern. ¹Um Wettbewerbsnachteile im glo-
balisierten Markt abfedern zu k$nnen, ist die 
Direktzahlung aus der 1. S!ule existenziell wei-
terhin #berlebenswichtig.ª Bei vielen Landwir-
ten mache diese einen Anteil von #ber 50 Y am 
Einkommen aus. Dabei d#rfen die so genannten 
gesellscha%lichen Mehrwertleistungen als wei-
tere Begr#ndung f#r diese Gelder nicht auûer 
Acht gelassen werden.
 Sauberes Wasser, saubere Lu%, weniger kli-
masch!dliche Gase, F$rderung der Biodiversit!t, 
bei gleichzeitigem Erhalt der Kulturlandscha% 
und der Wirtscha%skra% in den l!ndlichen 
R!umen m#ssten oberste Zielsetzung bleiben. 
¹3,6  Cent pro qm landwirtscha%liche Nutz(!-
che als Direktentlohnung betrachte ich als gut 
angelegtes Steuergeldª, so der Agrarexperte. 
Die Ausgestaltung der Zahlungsvoraussetzung 
m#sse dabei zuk#n%ig von einer bisher #ber-
triebenen B#rokratie weiter entschlackt werden. 
Die so genannte 2. S!ule f#r die Entwicklung der 

J0)-+WX')+H'/T+
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Heiner Rickers

n  Zum wiederholten Mal versuchten B#nd-
nis 90/Die Gr#nen, mit einem Antrag ein 
¹Moratorium f#r die geplante Fehmarnbelt-
Querungª zu erreichen.
 F#r die CDU-Fraktion stellte Hans-J$rn 
Arp klar, dass die Br#cke kommen wird: ¹Die 
Br#cke ist nicht nur geplant, sie ist beschlos-
sen. Das ist Fakt, die Br#cke wird kommenª, 
so Arp im Landtag. Er forderte die Gr#nen 
auf, sich in demokratischer Manier mit dieser 
Entscheidung endlich abzu'nden: ¹H$ren 
Sie auf, die Fehmarnbelt-Querung immer 
wieder mehr oder weniger versteckt zu tor-
pedieren. Wir alle wissen, dass Sie die Br#-
cke nicht haben wollen. Seien Sie gewiss: Wir 
werden verhindern, dass Sie hier den Interes-
sen Schleswig-Holsteins, den Interessen der 
n!chsten Generationen schaden. Dieses Jahr-
hundertbauwerk wird gebaut ± verlassen Sie 
sich drauf ª, so der Verkehrsexperte. 
 Im Gegensatz zum von den Gr#nen gefor-
derten Moratorium forderte Arp Beschleuni-
gung. ¹Die Straûen- und die Schienen-Hin-
terlandanbindung ist so schnell wie m$glich 
fertig zu planen, damit so schnell wie m$g-
lich mit den Ausbauarbeiten begonnen wer-
den kannª, so der CDU-Politiker. Sollte es zu 
einem Zeitverzug kommen, w#rden Ansehen 
und Glaubw#rdigkeit Deutschlands in Euro-
pa besch!digt. Gleiches gelte f#r ein Morato-
rium. Arp: ¹Das w!re ein katastrophales Si-
gnal an die internationale Gemeinscha% und 
insbesondere an unseren n$rdlichen Nach-
barn. Das k$nnen und das werden wir uns 
nicht erlauben.ª Drs.: 17/25X u. 17/30X

weiter von der vorherigen Seite
Von der CDU/FDP-Koalition auf Bundes- und 
Landesebene erwarten die Akteure im Gesund-
heitswesen nun eine deutliche Kurskorrektur 
in der Gesundheitspolitik. Man d#rfe keine 
Zeit mehr verlieren diese Kurskorrektur end-
lich einzuleiten, um dem Mangel an niederge-
lassenen @rzten wirkungsvoll zu begegnen. Da 
es nicht m$glich sei, weiteres Geld in das Sy-
stem (ieûen zu lassen, m#sse das bestehende 
System (exibler werden, um bedarfsgerechter 
agieren zu k$nnen. 
 Sassen forderte von Berlin mehr Freiraum 
f#r regionale L$sungen und verurteilte bun-
desweite Einheitsl$sungen. Sie zeigte sich er-
freut, dass die Landesregierung sich f#r eine 

Reform der Bedarfsplanung mit dem Ziel der 
mittelfristigen Sicherstellung der ambulanten 
medizinischen Versorgung in Schleswig-Hol-
stein einsetze. Die CDU setze auf eine starke 
Beteiligung der KVSH und anderer Koopera-
tionspartner, um eine patientengerechte medi-
zinische Behandlung in Stadt und Land sicher 
zu stellen. ¹Wir k$nnen es uns nicht leisten, 
in der Diskussion um eine (!chendeckende 
medizinische Versorgung Kooperationspart-
ner auszuschlieûenª, erkl!rte die CDU-Land-
tagsabgeordnete. Daher appelliere ich an alle 
Akteure im Gesundheitswesen, lassen Sie uns 
gemeinsame Sache in Schleswig-Holstein ma-
chen ± f#r unsere Patientinnen und Patienten.ª 
Drs.: 17/311 u. 17/2X1

l!ndlichen R!ume, die in der Summe nur etwa 
ein Zehntel des Betrages derer der 1. S!ule dar-
stelle, sollte in Zukun% aus der Sicht der CDU 
ohne Ko'nanzierung zugewiesen werden. ¹In 
diesem Bereich w!re eine Bindung an geschaf-
fene Arbeitspl!tze und die Scha&ung von Wirt-
scha%skra% durchaus sinnvollª, erkl!rte Rickers 
weiter.
 Den $kologischen Landbau als einziges Leit-
bild zu f$rdern, wie die Gr#nen es fordern, lehnte 
der CDU-Abgeordnete ab. ¹Das ist aus unserer 
Sicht nicht der richtige Weg in die Zukun%. Wir 
wollen dem landwirtscha%lichen Unternehmer 
auch weiterhin die Chance geben, sich auf den 
Wettbewerb und freien Markt einzulassen ± egal 
ob als \kolandbau oder als intensiv integrierter 
Ackerbauª, so Rickers abschlieûend.
Drs.: 17/27X u. 17/331

Hans Jörn Arp
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n  ¹CDU und FDP haben im Rahmen der heute 
parallel statt'ndenden Bundestagsdebatte noch 
einmal best!tigt, dass die Ergebnisse der Evalua-
tion des Optionsmodells abgewartet werden, be-
vor #ber Ver!nderungen diskutiert wird. F#r die 
CDU-Fraktion im Land gilt diese Absprache.ª Mit 
diesen Worten reagierte die zust!ndige Sprecherin 
der CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen 
Landtag, Astrid Damerow, auf einen Antrag der 
Gr#nen zum Staatsb#rgerscha%srecht. Dieser 
forderte eine Bundesratsinitiative, mit der die Ab-
scha&ung des so genannten ¹Optionsmodellsª im 
Staatsb#rgerrecht erreicht werden sollte. Wer als 

Astrid Damerow

Kind ausl!ndischer Staatsangeh$riger aufgrund 
der Geburt in Deutschland die Staatsb#rgerscha% 
erworben hat, muss sich bislang mit Vollendung 
des 18. Lebensjahres f#r die deutsche oder die 
Staatsangeh$rigkeit der Eltern entscheiden.
 ¹Wer das Optionsmodell heute als untauglich 
bezeichnet, der tut das ohne jegliche Faktenkennt-
nis. Belastbare Erfahrungen mit diesen ersten Op-
tionsf!llen liegen laut Bundesamt f#r Migration, 
Fl#chtlinge, noch nicht vor, da die Betro&enen die 
ihnen gegebene Frist weitgehend aussch$pfenª, 
so Damerow. Ergebnisse einer bereits laufenden 
Evaluierung seien in keinem Fall vor 2011/2012 
zu erwarten.
 Pikant wurde die Debatte, da der parteilose Ju-
stizminister Schmalfuû sich ebenfalls f#r eine Ab-
scha&ung des Optionsmodells aussprach. 
Damerow wies deshalb ausdr#cklich darauf hin, 
dass der Minister in der heutigen Debatte im 
Wesentlichen seine bereits bekannte pers$nliche 
Meinung zu diesem 4ema wiederholt habe.
 ¹Die betro&enen Menschen, die Notwendigkeit 
gelingender Integration, aber auch der Respekt, 
den viele ihrer Staatsangeh$rigkeit gegen#ber 
± sie ist kein Hut, den man eben mal wechselt -
emp'nden, verlangen, dass wir uns sorgf!ltig mit 
diesen Fragen auseinandersetzenª, so Damerow 
abschlieûend. Drs.: 17/253, 17/28X u. 17/30X
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Marion Herdan

n  In der zur#ckliegenden Tagung diskutierte 
der Schleswig-Holsteinische Landtag den aktu-
ellen Bericht zur politischen Bildung im Land 
zwischen den Meeren. Die CDU Landtagsab-
geordnete Marion Herdan betonte den hohen 
Stellenwert der politischen Bildung und den 
Einsatz der CDU f#r den Erhalt der guten Infra-
struktur der Weiterbildung. Herdan zitierte den 
im Bericht aufgenommenen Satz von 4eodor 
Heuss, der sagte: ¹Demokratie ist keine Gl#cks-
versicherung, sondern das Ergebnis politischer 
Bildung und demokratischer Gesinnung.ª 
 Dieses Zitat pr!gt nach ihrer Ansicht auch weite 
Teile des Berichtes. Es gelte Politikverdrossenheit 
vorzubeugen bzw. abzubauen. Was dazu getan wor-
den sei und getan werden k$nne, lese man anschau-
lich auf den rund 70 Seiten der Abhandlung. Der 
vorliegende Bericht weise v$llig zu Recht auf die 
Bedeutung eines ausgewogenen Weiterbildungs-
konzeptes hin, so Herdan. Allerdings stehe dieses 
auch in einem Spannungsverh!ltnis zwischen den 
begrenzten $&entlichen und privaten Haushalten.
 ¹Wer staatliche Aufgaben #bernimmt oder 
durch verantwortungsvolle T!tigkeit zum Ge-
meinwohl beitr!gt, verdient auch entsprechende 
Anerkennung und F$rderungª, sagte die CDU-
Abgeordnete. Gerade auch die Volkshochschulen 
in unserem Lande leisten einen wichtigen Beitrag 
zu Bildung und Integration, u. a. durch nachge-
holte Schulabschl#sse, Einb#rgerungstests oder 
Orientierungskurse f#r Zuwanderer.
 Zum Abschluss forderte Herdan f#r die 
Landeszentrale f#r politische Bildung eine 
dauerha%e L$sung mit einer festen Zuordnung, 
damit diese die vielf!ltigen Aufgaben kontinu-
ierlich weiterf#hren k$nne.  Drs.: 17/70

K%(*904$)+U%0)1$)-$$T
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n  In der erneuten Debatte #ber die Entwick-
lungsperspektiven des Flughafens L#beck-Blan-
kensee forderte der verkehrspolitische Sprecher 
der CDU-Fraktion, Hans-J$rn Arp, die Stadt 
L#beck zum Handeln auf: ªCDU, FDP und Lan-
desregierung stehen hinter dem Flughafen. Wir 
wollen den Ausbau, wir wollen den Weiterbe-
trieb. Der Bericht sagt daher klipp und klar, dass 
es eine Investitionsf$rderung durch das Land 
geben wird ± wenn denn L#beck endlich seine 
Hausaufgaben machtª, so Arp.
 Es m#sse ein klares Signal aus der Hansestadt 
kommen, dass der Ausbau gewollt sei. Er habe 
manchmal den Eindruck, dass die L#becker 
nicht genau wissen, wie sehr auf sie geschaut 
wird. Jede Ausschusssitzung in der B#rgerscha% 
zu dem 4ema werde registriert und ausgewer-
tet. ¹Wenn dann am 26. Februar der Finanz- und 
Personalausschuss und am 25. Februar die B#r-
gerscha% gegen die Bereitstellung der ersten vier 
Millionen Euro f#r den Ausbau des Flughafens 
votiert, ist das einfach ein schlechtes Signalª, so 
Arp. Auf dieser Grundlage k$nne der Planfest-

stellungsbeschluss rechtlich kaum Bestand haben. 
¹Ohne Planfeststellungsplan gibt es keine Base 
von Ryanair. Ohne Base ist das Take-O&-Konzept 
Makulatur. Ohne Take-O&-Konzept kein Flug-
hafen L#beck-Blankensee mehrª, stellte der Ver-
kehrsexperte klar. Die Landesregierung kritisiere 
das Take-O&-Konzept nicht, weil sie den Flughafen 
nicht wolle. Die Kritik sei im Interesse der Stadt 
und des Flughafens. Das Take-O&-Konzept m#sse 
alle Anforderungen erf#llen, damit schon aus rein 
rechtlichen Gr#nden die Lichter nicht ausgeschal-
tet w#rden. Das Wirtscha%sministerium pr#fe die 
Erh$hung der F$rderquote f#r die Investitionen auf 
75 Prozent. Mehr k$nne nicht geleistet werden.
 Arp schloss mit einem Appell an L#beck: ¹Ma-
chen Sie Ihre Hausaufgaben+ Wenden Sie weiteren 
Schaden von Stadt und Flughafen ab+ ;berarbeiten 
Sie das Take-O&-Konzept+ Holen Sie die Zusage 
Ryanairs zur Errichtung einer Base und geben Sie 
das Geld f#r die Investitionen frei ± der Ball liegt bei 
Ihnen+ Ansonsten, meine Damen und Herren, sieht 
es f#r den Flughafen ganz schnell ganz d#ster aus.ª
Drs.: 17/238
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n  Den Ausbau der schnellen Internetver-
bindungen im ganzen Land hat sich die Koa-
lition von CDU und FDP zum Ziel gesetzt. In 
einem gemeinsamen Antrag fordern daher die 
Koalitionsfraktionen die Landesregierung auf, 
#ber die Fortschritte in diesem Bereich zu be-
richten. Der wirtscha%spolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Jens-Christian Mag-
nussen, betonte in diesem Zusammenhang den 
mehrfachen Nutzen des Ausbaus gerade auch 
f#r den l!ndlichen Raum. 
 Das Internet sei das Medium der Gegen-
wart und es sei das Medium der Zukun%. Es 
verscha&e Menschen auf der ganzen Welt na-
hezu unbegrenzten Zugang zu Informationen. 
Und es erm$gliche auch Unternehmen einen 
schnellen Austausch von Informationen. Damit 
biete es gerade strukturschwachen l!ndlichen 
Regionen Entwicklungsm$glichkeiten. ¹Jede 
Politik, die den Ausbau der Breitbandtechno-
logie zum Ziel hat, ist daher eine Politik direkt 

f#r die Menschen und gleichzeitig eine aktive 
Mittelstandspolitikª, erkl!rte Magnussen. 
 Daher sei in dieser technologisch schnellen 
Zeit mit einer sich st!ndig wandelnden Gesell-
scha% auch schnelles und zielgerichtetes Han-
deln erforderlich. Vor diesem Hintergrund sei 
der Masterplan Breitband der Landesregierung 
ein Meilenstein auf dem Weg zur Moderni-
sierung des gesamten Landes, so Magnussen. 
Alle Akteure werden an einen Tisch gebracht, 
damit die unterschiedlichen Ausbaum$glich-
keiten geb#ndelt und koordiniert werden. 
¹Das Breitband-Kompetenzzentrum und die 
Breitband-Infrastrukturgesellscha% werden 
dabei die Triebfedern seinª, ist sich der CDU-
Abgeordnete sicher. ¹Dass das Land dabei aber 
nicht den Geldhahn aufdrehen kann, versteht 
sich von selbst.ª

 Eine hochtechnologische Breitbandver-
sorgung mit ad!quater Versorgungsqualit!t 
werde auch Bestandteil eines zukun%sge-
richteten Energiekonzeptes sein. ¹Breitband 
als Mosaikstein einer dezentralen Energie-
versorgung.ª 
 Magnussen freute sich, dass es gelungen 
sei, die Europ!ische Union von der Notwen-
digkeit von Leerrohrf$rderungen zu #ber-
zeugen. Hier k$nne die Landesregierung Ak-
zente setzen und schon mit vergleichsweise 
wenigen F$rdergeldern viel bewirken. Ab-
schlieûend betonte er, dass jetzt alle Weichen 
f#r einen erfolgreichen Breitband-Ausbau 
gestellt worden seien, und bat die Landesre-
gierung, weiterhin so engagiert bei dem 4e-
ma voranzugehen und dem Landtag #ber die 
Fortschritte zu berichten. Drs.: 17/2X2

M0-+*$*$)-$&2&*$+H(--/&$%$)+&)+,$'+D)$'*&$/"%&2&1+
5(--+$),%&89+$&)+D),$+90B$)
n  ¹Wir sind an einem Punkt in der Energie-
politik angekommen, wo dass gegeneinander 
Ausspielen endlich ein Ende haben mussª, 
forderte der energiepolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Jens-Christian Ma-
gnussen.
 In der zur#ckliegenden Plenardebatte 
setzte sich der Schleswig-Holsteinische Land-
tag mit der K#rzung der Einspeiseverg#tung 
von Solarstrom auseinander. Die Gr#nen for-
derten diese von der Bundesregierung zum 
1. Juli beschlossene K#rzung r#ckg!ngig zu 
machen.
 Magnussen rechnete den Landtagskol-
legen vor, was die derzeitige Verg#tung die 
deutschen Stromkunden in den n!chsten 20 
Jahren kostet: ¹F#r eine typische Dachinstal-
lation wird seit Jahresbeginn eine Einspei-
severg#tung von rund 39 Cent je Kilowatt-
stunde gezahlt. Bei 20 Jahren garantierter 
Verg#tung entspricht dies f#r 1000 Megawatt 
installierter Leistung eine Gesamtbelastung 
in H$he von knapp 7 Milliarden Euro.ª Aller-
dings werden in Deutschland nicht 1000 MW 
Leistung j!hrlich installiert. 2009 wurden 
3000 MW verbaut. ¹Das bedeutet, dass alle 
Stromkunden nur f#r die installierten Solar-
anlagen des Jahres 2009 insgesamt 20 Milliar-
den Euro Subventionen aufwenden m#ssenª, 
so der CDU-Politiker weiter. ¹Zurzeit (ieûen 
f#r alle Anlagen in Deutschland jeden Monat 
250 Millionen Euro an die Solarinvestoren. 
Bei aller Liebe f#r Sonne: Das, meine Damen 
und Herren, kann so nicht weitergehen, zu-
mal es zu Lasten der Verbraucher geht+ª

 Mit den bestehenden Rahmenbedin-
gungen werde der Strompreis weiterhin un-
n$tig verteuert. Die Familien werden belastet 
und der Standort Deutschland mit seiner 
energieintensiven Industrie in seiner Wett-
bewerbsf!higkeit geschw!cht. Auch die Ver-
braucherschutzzentralen haben die hohen 
Belastungen f#r die Endverbraucher bereits 
angeprangert.
 Eine Gefahr f#r deutsche Arbeitspl!tze 
sehe er durch die Absenkung nicht, so der 
CDU-Abgeordnete weiter. Auch die Pla-
nungssicherheit sei durch die Verschiebung 
des Termins auf den 1. Juli gegen#ber dem 
ersten Entwurf deutlich verbessert worden. 
Eine weitere Gef!hrdung der Akzeptanz in 
der Bev$lkerung f#r regenerative Energien 
werde uns bei der Bew!ltigung der Probleme 
nicht helfen. Daher begr#ûten die regierungs-
tragenden Parteien in Kiel die vom Bund be-
schlossene Regelung. Drs.: 17/258 u. 17/313

Jens-Christian Magnussen


